
 

denkt! Die vorliegende Aus-
gabe beschäftigt sich im 
Hauptteil mit dem wichtigen 
Thema der Reform der Ge-
werbesteuer. Hierzu sind in 
letzter Zeit einige Stimmen 
laut geworden. Wir möchten 
Ihnen eine kleine Orientie-
rungshilfe bieten und 
zugleich verschiedene Mög-
lichkeiten aufzeigen. Wenn 
Ihnen der Inhalt gefällt, 
freuen wir uns darüber, 
wenn der BürgerBrief auch 
von Ihnen an andere Interes-
sierte weitergeleitet wird. 
 

Mit den besten Grüßen 
  
 
 
 

Thomas Grundmann 

Liebe Leserinnen und Leser! 
 
Die Sommerpause naht und 
mit ihr der politische Win-
terschlaf der Republik. 
Während dieser Zeit wird 
immer mal wieder die eine 
oder andere Stimme aus 
dem Off zu hören sein, die 
das eine oder andere mit 
markigen Worten fordert, 
damit sie nicht in Verges-
senheit gerät. Zugleich er-
scheint einem das tagespoli-
tische Treiben in Berlin der-
zeit wie ein Ameisenhaufen. 
Möglichst viele Gesetzent-
würfe, Vorlagen und Be-
schlüsse sollen noch vor 
dem Auseinandergehen be-
schlossen, durchgebracht 
oder verabschiedet werden. 
 Bleibt zu hoffen, dass die 

Reformen damit wesentlich 
beschleunigt werden. Doch 
zunehmend drängt sich dem 
Bürger die Enttäuschung 
darüber auf, dass die Be-
schlüsse zu zaghaft und zu 
schleppend gefasst werden. 
Insbesondere das marode 
Gesundheitssystem bedarf 
einer umfassenden Reform, 
um nicht erneut völlig zu 
verschulden. Hier fragt man 
sich als Bürger aber auch: 
wohin geht das gezahlte 
Geld? Die Krankenstände 
sind so niedrig wie noch nie, 
die Praxisgebühr spült nach 
wie vor horrende Summen 
in die Kassen und doch ver-
melden die Krankenkassen 
ein Minus von mehr als ei-
ner Milliarde Euro! Ein 
Schelm, wer böses dabei 
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Werben im BürgerBrief 
 

Ab sofort bietet der Bürger-
Konvent interessierten Un-
ternehmen die Möglichkeit, 
innerhalb seines Newsletters 
„BürgerBrief“ zu attraktiven 
Konditionen Anzeigen zu 
schalten. Der „BürgerBrief“ 
wird derzeit an knapp 
15.000 Empfänger versandt 
und im Jahr 2005 zwölf mal 
erscheinen. Für nähere In-
formationen zu den mögli-
chen Anzeigenformaten 
sowie zu den entsprechen-
den Tarifen wenden Sie sich 
bitte telefonisch unter der 
Rufnummer 0228 / 90 24 10 
oder per Mail an die BK-
Geschäftsstelle in Bonn. 

 
Die nächsten Termine des BürgerKonvents im Überblick 

 
Dienstag, 4. Juli 2006 - Beginn: 19:30 Uhr 
Jour Fixe des örtlichen BürgerKonvent Bonn 
Vortrag und Diskussion zum Thema „Zukunft der sozialen Sicherungssysteme“ 
Universitätsclub Bonn, Konviktstr. 9, Bonn 
Für weitere Informationen: bonn@buergerkonvent.de 
 
Mittwoch, 12. Juli 2006 - Beginn: 19:30 Uhr 
Treffen des örtlichen BürgerKonvent Saarbrücken 
Diskussion über Themen– und Arbeitsschwerpunkte des BK Saarbrücken 
Gourmet Bistro Seimetz, Mainzer Str. 12, Saarbrücken 
Für weitere Informationen: saarbruecken@buergerkonvent.de 
 

Alle Mitglieder und interessierten Bürger sind herzlich eingeladen! 
 

—————————————————–— Vorschau —————————–————————–- 
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Von Günter Haberland 
 
Seit Jahren ist die Gewerbe-
steuer im Gerede. Wirt-
schaftsverbände und DIHK 
laufen Sturm gegen sie, weil 
sie eine Sonderbelastung für 
Unternehmen darstellt und 
deutsche Arbeitsplätze im 
internationalen Wettbewerb 
benachteiligt. 
 
In der Mehrheit der vielen 
klugen Steuerreformmodel-
le, die die verschiedensten 
Gruppen deutscher Wirt-
scha f ts wissenscha f t le r 
(Kirchhof, Sachverständi-
genrat, Rose, Lang, Mitsch-
ke) ausgearbeitet haben, 
wird sie ebenfalls als erheb-
liches Hindernis auf dem 
Weg zu einem wettbewerbs-
fähigen deutschen Steuer-
system gesehen und auch 
von diesen daher  überwie-
gend abgelehnt. 
 Auf der anderen Seite ver-
teidigen die politischen Ver-
tretungen der Städte und 
Gemeinden ihre bisher 
wichtigste eigene Einnah-
mequelle (2004: 28,373 
Mrd.€.) mit Zähnen und 
Klauen. Sie und eine Pha-
lanx von Verteidigern der 
Gewerbesteuer wollen diese 
sogar deutlich ausweiten, sie 
im Personenkreis auf die 
freien Berufe (Ärzte, An-
wälte, Steuerberater etc.) 
und sachlich auch auf jede 
Art der Unternehmensfinan-
zierung wie Mieten, Zinsen, 
Pachten, Leasingraten etc. 
erstrecken – so kürzlich u. a. 
Peiner (CDU), Poß und 
Deubel (beide SPD).  Bei 
Realisierung solcher Vor-
schläge rückte die Gewerbe-
steuer immer mehr vom 
Charakter einer Ertragsteuer 
ab und näherte sich zuse-

Gewerbesteuer - abschaffen oder modernisieren? 
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hends einer zweiten Um-
satzsteuer an da durch die 
Hinzurechnung von Kosten, 
insbesondere von Finanzie-
rungskosten, zum Gewinn 
die Bemessungsgrundlage 
der Gewerbesteuer immer 
breiter wird uns sich schon 
der Umsatzsteuer annähert. 
Die Folge wären weiterer 
Bürokratismus für die Un-
ternehmen und die Steuer-
verwaltung, weil sich die 
Bemessungsgrundlagen von 
Körperschaft- bzw. Einkom-
mensteuer und Gewerbe-
steuer noch weiter vonein-
ander entfernten als schon 
bisher. 
Gleichzeitig sind sich Poli-
tik und Wissenschaft weit-
gehend darüber einig, dass 
Deutschland nur mit einer 
durchgreifenden Unterneh-
menssteuerreform im inter-
nationalen Standortwettbe-
werb um Unternehmen und 
Arbeitsplätze mithalten 
kann. Spekulationen über 
Pläne (was sind das für Plä-
ne? In welche Richtung füh-
ren sie bzw. wie sehen sie 
aus? Einerseits Beibehaltung 
der Gewerbesteuer, anderer-
seits Gesamtsteuerbelastung 
der Kapitalgesellschaften 
zwischen 25 und 30 Pro-
zent) des Bundesfinanzmi-
nisteriums (einerseits Beibe-
haltung der Gewerbesteuer, 
andererseits Gesamtsteuer-
belastung der Kapitalgesell-
schaften zwischen 25 und 30 
Prozent), die unter geradezu 
zwanghafter Beibehaltung 
der Gewerbesteuer zu einer 
Marginalisierung der Kör-
perschaftsteuer führen wür-
den, konnte man schon in 
einigen Zeitungen lesen. 
 
 Die Diskussion erscheint 
zwischen den verschiedenen 

Interessenblöcken völlig 
vermachtet und im Sumpf 
der Lobbyisten stecken 
geblieben zu sein. 
 
Wer durchschlägt da endlich 
mal den gordischen Knoten? 
Welche Konsequenzen ha-
ben die teilweise konträren 
Forderungen der Beteilig-
ten? Ist eine Lösung denk-
bar, die alle Seiten (nahezu) 
zufrieden stellt? 
 
1. Eine ersatzlose Strei-
chung der Gewerbesteuer 
führte nicht nur zu einer 
völligen Abhängigkeit der 
Gemeinden von staatlicher 
Finanzierung, sondern ließe 
auch deren Interesse an ei-
ner prosperierenden lokalen 
Wirtschaft erlahmen. Wel-
che Gemeinde wird denn 
freiwillig die Unannehm-
lichkeiten, Belästigungen 
und Emissionen – und den 
damit verbundenen politi-
schen Ärger – eines neuen 
Industrie- oder Gewerbege-
biets auf sich nehmen, wenn 
sie nicht gleichzeitig einen 
finanziellen Vorteil davon 
hat? Wie und warum soll sie 
dessen Erschließungskosten 
denn überhaupt finanzieren? 
Eine – wie auch immer ge-
artete – Finanzierung der 
Gemeinden durch die lokale 
Wirtschaft scheint von daher 
auch in Zukunft geboten. 
 
2. Die von einigen Politi-
kern geforderte Verbreite-
rung der Bemessungsgrund-
lage, die Einbeziehung von 
ertragsunabhängigen Ele-
menten (also Mieten, Pach-
ten, Leasingraten und die 
Zinsen für Fremdkapital) 
stellt eine neue, zusätzliche 
Sonderbelastung von Ar-
beitsplätzen in Deutschland 

dar. Einerseits will man die 
Lohnnebenkosten senken, 
um mehr Arbeitsplätze in 
Deutschland zu halten, an-
dererseits belastet man sie 
aber gleich wieder mit neu-
en Kosten, diesmal über die 
zur Einrichtung eines Ar-
beitsplatzes im Hochlohn-
land Deutschland hohen. 
Zudem müssten Unterneh-
men selbst in Verlustphasen 
noch Gewerbesteuer zahlen, 
was ihre Existenz und die 
ihrer Arbeitsplätze zusätz-
lich gefährdete. 
Dass dies kein vernünftiger, 
Ziel führender und zukunfts-
fähiger Weg im globalen 
Wettbewerb sein kann, liegt 
auf der Hand. 
 
3. Warum also nicht die 
Gewerbesteuer unter Einbe-
ziehung der freien Berufe zu 
einer allgemeinen, rein ge-
winnbezogenen Unterneh-
mensteuer für alle nicht aus-
geschütteten Gewinne um-
bauen? Daraus ergäbe sich 
zunächst einmal eine deutli-
che Verwaltungsvereinfa-
chung sowohl für die Unter-
nehmen als auch für die 
Steuerverwaltung, weil die 
unterschiedlichen Bemes-
sungsgrundlagen von Kör-
perschaft-, Gewerbe- und 
Einkommensteuer (bei Ein-
zelunternehmen und Perso-
nengesellschaften) entfielen. 
Zugleich wäre die Einbin-
dung der lokalen Wirtschaft 
in die Finanzierung „ihrer“ 
Gemeinde und deren Inte-
resse an der Ansiedlung und 
Fortentwicklung der Unter-
nehmen gesichert. 
Durch die Einbeziehung der 
freien Berufe ergäbe sich 
zudem eine größere Verste-
tigung des Gewerbesteuer-
aufkommens – eine wesent-
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liche Forderung der Ge-
meinden wäre erfüllt. 
Bei einer vernünftigen Höhe 
dieser Steuer im Sinne einer 
europäischen und internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit 
gäbe es für Großunterneh-
men keinen Grund mehr, 
mit Hilfe steuerlicher Ges-
taltung ihrer Finanzierung 
Gewinne ins Ausland zu. 
Damit gäbe es auch keinen 
Grund mehr für Vorschläge 
zur Verbreiterung ihrer Be-
messungsgrundlage. Es 
könnte unter dieser Voraus-
setzung im Gegenteil damit 
gerechnet werden, dass 
mehr Gewinne in Deutsch-
land versteuert würden.  
 
Kann sich die „große“ Koa-
lition zu einem solchen 
„revolutionären“ Schritt 
durchringen, zu einer wirkli-
chen Vereinfachung des viel 
beklagt überkomplizierten 
deutschen Steuerrechts? 

Hat man diesen großen 
Schritt erst einmal gewagt, 
kann man Feinjustierungen 
immer noch vornehmen. 
Dazu ein paar Stichworte: 
 
• Hebesatzrecht der Ge-

meinden an dieser Un-
ternehmensteuer oder an 
einem Gemeindezu-
schlag zur Einkom-
mensteuer 

 

• Ende des Hin und Her 
von Gewerbesteuerum-
lage und Schlüsselzu-
weisungen 

 

• Konzentration staatli-
cher Finanzhilfen auf 
wirklich hilfebedürftige 
Gemeinden 

 

• Freibeträge und/oder 
Tarifermäßigungen für 
Klein- und Kleinstunter-
nehmen bei der Unter-
nehmensteuer  

———————————————–———–——————— Anzeige —————————–————————————————– 

 

Zur Person 
 

Günter Haberland 
 
- Juristische Staatsexamina 78/81  
- Bundesfinanzakademie 81/82 
- Finanzverwaltung NRW 81-83 
- Geschäftsführender Gesellschafter  
eines Speditionsunternehmens 
- Mitglied im Steuer- und Verkehrsausschuss der IHK 
Mittlerer Niederrhein und des DIHK 
- Mitglied der Vollversammlung der IHK Mittlerer Nie-
derrhein; Fachausschüsse Binnenhäfen der Speditionsver-
bände auf Landes- und Bundesebene 
- Vorstandsmitglied des BürgerKonvent e.V. 

 
Kontakt: duesseldorf@buergerkonvent.de 

 

Interessanter Link  
 

Weitere interessante und sehr gut aufbereitete                 
Informationen zum Thema Gewerbesteuer finden Sie auch 

im Internet unter 
 

http://de.wikipedia.org/wiki/Gewerbesteuer 
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BürgerKonvent Berlin startet ins „Jahr des Unternehmers“ 

"Mut tut gut" - unter diesem 
Motto startet der Bürgerkon-
vent Berlin die Kampagne 
"Jahr des Unternehmers". 
Damit sollen vor allem jün-
gere Bürgerinnen und Bür-
ger ermutigt werden, sich 
für ein unternehmerisches 
Engagement zu entscheiden. 
Im Mittelpunkt steht eine 
Ratgeberfunktion, die im 
Internet unter www.Jahr-
des-Unternehmers.de ge-
nutzt werden kann. 
 
Damit bietet der Bürger-
Konvent Berlin erstmals 
eine Plattform, auf der sich 
Unternehmer und solche, die 
es werden wollen, unabhän-
gigen Rat von erfahrenen 
Unternehmerinnen und Un-
ternehmern geben lassen 
können. Dem BürgerKon-
vent Berlin geht es nicht 
darum, professionelle Unter-
nehmensberatung zu vermit-
teln, sondern Praxiserfah-
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Die Gesundheitsreform 
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sie sich bitte über die Web-
site an das Entwicklerteam. 
 
Für die aktive Ausgestaltung 
des politischen Teils der 
Kampagne werden noch 
"helfende Hände" gesucht. 
Bitte wenden Sie sich an 
den BK Berlin unter       
berlin@buergerkonvent.de 
oder über die Internetseite     
Jahr-des-Unternehmers.de. 

rungen von Unternehmern 
an Unternehmer weiter-
zugeben. Interessierte Rat-
geber sind eingeladen, sich 
über die genannte Internet-
adresse mit dem Bürger-
Konvent Berlin in Verbin-
dung zu setzen. 
 
Diese Kampagne besteht 
neben der Website aus eine 
Imagekampagne und einer 
politischen Kampagne. 
Im Rahmen der Imagekam-
pagne wird nach und nach 
mit dem Plakat, das auch 
von der Website herunterge-
laden werden kann, der Mut 
zu einem unternehmerischen 
Engagement, zur Übernah-
me von Verantwortung für 
sich und andere gefördert. 
Unterstützer werden gebe-
ten, sich das Plakat auszu-
drucken und im eigenen 
Umfeld zu verbreiten sowie 
aktiv um Aushangplätze zu 
werben. Bei Fragen wenden  

———————————————–———–———————–- Anzeige ——————————–———————————————— 


